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Entwurf 

Gesetz  

zur Änderung und Ergänzung  des  Strafgesetzbuches, 

 de r Strafprozeßordnung, 

des Einführungsgesetzes z um  Strafgesetzbuch  

und z ur Strafprozeßordnung, d es  G ese t ze s zu r  Bekämpfung v o n 

Ordnungswidrigkeiten, d e s Strafregistergesetzes, 

d es Strafvollzugsgesetzes und  des  Paßgesetzes 

(6. Strafrechtsänderungsgesetz) 

vom 	 

§ 1 

Das Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik - StGB 
- vom  12. Januar 1968 in  der Neufassung vo m 14. Dezember 1988 

(GBl. I 1989 Nr. 3 S. 33) wird gemäß der Anlage 1 geändert. 

§ 2 

Die Strafprozeßordnung d e r  Deutschen Demokratischen Republik - 

StPO - vom 12. Januar 1968 in der  Neufassung vom 19. Dezember 

1974 (GBl. I 1975 Nr. 4 S.  62) sowie i. d.  F. des  2. Strafrechts

-

änderungsgesetzes vom 7. April 1977 (GBl. I Nr.  10 S. 100), des  

3. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 28. Juni  1979 (GBl. I Nr.  17 

S. 139), des  4. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 18. Dezember 

1987 (GBl. I N r . 31 S. 301) und d es  Gesetz es vom 18. Dezember 

1987 z ur  Änderung und Ergänzung d e s Gerichtsverfassungsgesetzes 

un d  d e r Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen Republik 

(G81. I Nr. 31 S.  302) wird  gemäß der  Anlage 2 geändert.  

§ 3 

§§ 4 und 7 Absatz 6 d es Einführungsgesetzes vom 12. Januar 1968 

z um  Strafgesetzbuch und z ur Strofprozeßordnung der Deutschen 

Demokratischen Republik (GBl. I Nr. 3 S. 97) i. d.  F. des Ge

-

richtsverfassungsgesetzes vom 27. September 1974 (GBl. I Nr.  48 



S. 457), des Gesetzes vom 19 . Dezember 1974 zur Änderung der 

Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen Republik - StPO - 

(GBl. I Nr. 64 S. 597), d es  2. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 

7. April 1977 (GBl. I Nr. 10 S. 100), des  Einführungsgesetze vom 

16. Juni  1977 zum Arbeitsgesetzbuch der Deutschen D emokrati

-

schen Republik (GBl. I Nr. 18 S.  228) und  des Luftfahrtgesetzes 

vom 27. O kt ob e r 1983 (GBl. I Nr. 29 S.  277) werden aufgehoben. 

§ 4 

Das Gesetz vom 12. 	Janu a r 1968 zur Bekämfung von Ordnungswi

-

drigkeiten - OWG  - (GBl. I Nr. 3 S. 101) in d e r  Fassung  de s 

Devisengesetzes vom 19. Dezember 1973 (GBl. I Nr. 58 S. 574), des 

3. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 28. Juni  1979 (GBl. I Nr.  

17 S. 139), d e s Gesetzes vom 25. März 1982 über di e gesell

-

schaftlichen Gerichte  d e r Deutschen Demokratischen Republik - 

GGG - (GBl. I Nr.  13 S. 269) und des 5. Strafrechtsänderungsge

-

setzes vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 S. 335) wird gemäß 

der Anlage 3 geändert. 

§ 5 

Das Gesetz vom 11 . Juni 1968 über di e Eintragung und Tilgung im 

Strafregister  der Deutschen Demokratischen Republik (Strafregi-

stergesetz) in der  Neufassung vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 1975.  

Nr.  5 S. 119) sowie in  der Fassung des 2. Strafrechtsänderungsge-

setzes vom 7. April 1977 (GBl. I Nr.  10 S . 100) und  des  5. 

Strafrechtsänderungsgesetzes vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 

S. 335) wird gemäß der Anlage  4 ge ä ndert. 

§ 6 

Das Gesetz vom 7. April 1977 über d e n  Vollzug  der Strafen mit 

Freiheitsentzug (Strafvollzugsgesetz) - StVG  - (GBl. I Nr. 11 

S. 109) wird  gemäß d e r Anlage 5 geändert.  



§ 7 

Das  Paßgesetz der  Deutschen Demokratischen Republik vom 28. Juni 
1979 (GBl. I Nr. 17 S. 148) i. d. F. des Gesetzes vom 11. Januar 
1990 zur Anpassung rechtlicher Regelungen an das Reisegesetz 
(GBl. I Nr. 3 S. 10) wird gemäß der Anlage 6 geändert. 

§ 8 

Verwirklichung früherer Strafentscheidungen und Beendigung 

von Strafverfahren bei Wegfall 

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtskräftig ausge-

sprochene Strafe wegen einer Handlung,  fir die nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes keine strafrechtliche Verantwortlichkeit mehr 

vorgesehen ist, wird nicht verwirklicht. Eine bereits begonnene 

Verwirklichung endet spätestens am Tage des Inkrafttretens dieses 

Gesetzes. Im Strafregister deswegen erfolgte Eintragungen sind zu 
tilgen. 

(2) Anhängige noch nicht rechtskräftig abgeschlossene Verfahren 

wegen Handlungen, für die nach Maßgabe dieses Gesetzes keine 

strafrechtliche Verantwortlichkeit mehr vorgesehen ist, sind 

spätestens mit Inkrafttreten dieses Gesetzes einzustellen. 

§ 9 

Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgesprochene Aufent-

haltsbeschränkung, öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung, 

Maßnahme zur Wiedereingliederung, Maßnahme der staatlichen Kon-

troll- und Erziehungsaufsicht und die Auferlegung von 'Pflichten 

zur Bewährung am Arbeitsplatz, zur Verwendung des Arbeitseinkom-

mens oder anderer Einkünfte für Aufwendungen der Familie, für Unter-

haltsverpflichtungen sowie für weitere materielle Verpflichtun-

gen, zur Unterlassung des Umgangs mit bestimmten Personen oder 



Personengruppen, bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen oder zu 
verwenden, bestimmte Orte oder Räumlichkeiten nicht zu besuchen 
oder in bestimmten Abständen dem Leiter, dem Kollektiv oder einem 
bestimmten staatlichen Organ über die Erfüllung der auferlegten 
Pflichten zu berichten sowie die gerichtlich bestätigte Bürg-
schaft eines Kollektivs enden mit  Inkrafttreten  dieses Gesetzes. 

§ 10 

Soweit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Straftaten nach den 
Vorschriften der §§ 165, 166 Absatz 1 Ziffer 1 und Absatz 2, 167 
bis 171, 173 Absatz 1 Ziffern 1 und 3, Absätze 2 und 3, sowie 214 
begangen  und Strafverfahren eingeleitet wurden, sind in diesen 

Fällen die vorgenannten Bestimmungen der Entscheidung über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit weiterhin zugrunde zu legen. 

Zusätzlich zu einer Verurteilung wegen verbrecherischen Vertrau

-

ensmißbrauchs ist unter den im Gesetz genannten Voraussetzungen 
der Ausspruch und die Verwirklichung einer Vermögenseinziehung 
gemäß § 57 StGB weiterhin zulässig. 

§ 11 

Der Minister der Justiz wird beauftragt, den Text des  Strafge-
se t zbuches  der Deutschen Demokratischen Republik - StGB - in der 

nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung im Ge-
setzblatt bekanntzumachen. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 	 in Kraft. 



Anlage 1 

zu vorstehendem Gesetz: 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Präambel und das 1. Kapitel des Allgemeinen Teils werden 

aufgehoben. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig begangene gesell-

schaftswidrige Straftaten, welche Rechte oder rechtlich ge-

schützte Interessen der Bürger oder der Gesellschaft verletzen 

oder gefährden." 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche Angriffe gegen die 

Souveränität der  Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, 

die Menschlichkeit und die Menschenrechte, Kriegsverbrechen 

sowie Mord. Verbrechen sind auch andere vorsätzlich begangene 

gesellschaftsgefährliche Straftaten, für die eine Freiheitsstra-

fe von mindestens zwei Jahren angedroht ist oder für die inner-

halb des vorgesehenen Strafrahmens im Einzelfall eine Freiheits-

strafe von über zwei Jahren ausgesprochen wird." 

3. § 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Wer einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff gegen sich 

oder einen anderen in einer der Gefährlichkeit des Angriffs 

angemessenen Weise abwehrt, begeht keine Straftat." 

4. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Wer Rechte oder Interessen Dritter beeinträchtigt, um eine 

ihm oder einem anderen gegenwärtig drohende, anders nicht zu 

beseitigende Gefahr abzuwenden, begeht keine Straftat, wenn seine 

Handlung zur Art und zum Ausmaß der Gefahr im angemessen Verhält-

nis steht." 



5. § 25 wird wie f olgt  geändert:  

a) Abs. 1 Ziff. 1 wird gestrichen; die Z i f f e rn 2 und 3 werden 

Ziffern 1 u n d 2; in  der  neuen Ziff. 2 werden di e  Worte "die 

sozialistische Gesetzlichkeit einhalten wird." dur c h  die Worte 

"künftig ein straffreies Leben  führen wird." ersetzt.  

b) Abs. 2 wird aufgehoben;  de r bish e ri ge  Abs. 3 wird Abs. 2. 

6. § 26 wird au f g e hob e n. 

7. § 27 Abs. 2 wird a u fge hoben ;  d e r  bisherige  Abs. 1 wird § 27. 

8. §.28 wird wie folgt geändert:  

a) In  Abs. 2, 1. Kommandostrich werden die  Wort e "sozialisti

-

sche und persönliche" gestrichen;  

b) Abs. 3 wird aufgehoben;  de r  bisherige  Abs. 4 wird Abs. 3. 

9. § 29 wird wie folgt geä nd e rt: 

a) In  Abs. 1 Ziff. 1 werden die  Worte "oder vor d e m  Kollektiv"  

gestrichen.  

b )  In  Abs. 1 Ziff. 4 werden die  Worte "sozialistischen Recht"  

durch  d as Wort "Gesetz" ersetzt. 

c) D ie Absätze  2 und 4 werden aufgehoben;  der  bisherige  Abs. 3 
wird Abs. 2. 

10. § 30 wird wie folgt geändert:  

a)  Abs. 2 erhält f olg e nd e Fas sung :  

"(2) Ist  da s  V e rgeh e n  Ausdruck e ines hartnäckigen disziplinlo-
sen Verhaltens  d e s  Täters, kann eine Verurt ei lun g auf  Bewährung 

nur ausgesprochen werden, wenn s i e z ur wirksamen erzieherischen 
 Einflußnahme auf  den Täter mi t  ein e r Bürgschaft verbunden wird."  



b) Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

11. § 31 erhält folgende Fassung: 

a) In Abs. 	1 werden die Worte "Kollektive der Werktätigen oder 

einzelne zur" durch das Wort "Zur" ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte "das Kollektiv oder" gestrichen 

und das Wort "sind" durch das Wort "ist" ersetzt. 

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

d) In Abs. 5 werden die Worte "des Kollektivs oder" gestrichen. 

12. § 32 wird aufgehoben. 

13. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Um die Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann der 

Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit verpflichtet werden, 

1. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur Dauer 

von zehn Arbeitstagen zu verrichten; 

2. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, wenn 

die's zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen notwendig ist; 

3. in bestimmten Abständen dem Gericht über die Erfüllung der ihm 

auferlegten Pflichten zu berichten." 

b) In Abs. 	5 wird das Wort "Aufenthaltsbeschränkung" sowie das 

davorstehende Komma gestrichen. 

14. § 34 wird aufgehoben. 

15. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 2 und 4 erhalten folgende Fassung: 



"(2) Macht der Verurteilte während der Bewährungszeit besonders 

anerkennenswerte Fortschritte in seiner persönlichen Entwicklung 

und erfüllt er die ihm für die Bewährungszeit auferlegten Pflich-

ten vorbildlich, kann das Gericht nach Ablauf von mindestens 

einem Jahr den Rest der Bewährungszeit durch Beschluß erlassen. 

Absatz 1 gilt entsprechend. 

(4) Die angedrohte Freiheitsstrafe kann vollzogen werden, wenn 

der Verurteilte während der Bewährungszeit 

1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geldstrafe 

verurteilt wird; 

2. sich einer im Urteil gemäß § 33 Absätze 3 und 4 Ziffer 1 

auferlegten Verpflichtung zur Bewährung und Wiedergutmachung 

entzieht; 

3. einem Tätigkeitsverbot zuwiderhandelt oder sich seiner Ver-

pflichtung zur Zahlung einer Geldstrafe entzieht." 

b) Abs. 6 wird aufgehoben. 

16. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Geldstrafe soll dem Täter durch einen empfindlichen 

Eingriff in seine persönlichen Vermögensinteressen zur Achtung 

der Gesetzlichkeit und der Rechte der Bürger erziehen. Bei ihrer 

Anwendung und Bemessung sind die wirtschaftlichen Verhältnisse 

des Täters und durch die Straftat begründete Schadenersatzver-

pflichtungen zu berücksichtigen." 

b) In Abs. 2 wird jeweils das Wort "Mark" durch die Worte "Deut-

sche Mark" ersetzt. 

17. § 37 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Mit dem öffentlichem Tadel wird dem Täter durch das Gericht 

die Mißbilligung seines Handels ausgesprochen, um ihn zur gewis- 



senhaften Erfüllung seiner Pflichten gegenüber der Gesellschaft 

zu ermahnen." 

18. § 38 Abs. 2 wird aufgehoben; der  bisherige Abs. 1 wird § 38. 

19. § 39 Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

"(3) Oie Freiheitsstrafe soll dem Täter und anderen Bürgern die 
Schwere und Verwerflichkeit der Straftat bewußt machen, die Ge-

sellschaft vor erneuten Straftaten schützen, dem Bestraften seine 
Verantwortung gegenüber der Gesellschaft und die Verpflichtung 

zur Wiedergutmachung und Bewährung nachdrücklich aufzeigen und 

seine Wiedereingliederung in die Gesellschaft vorbereiten. 

(4) Oie Freiheitsstrafe wird in staatlichen Strafvollzugseinrich

-

tungen vollzogen." 

20. § 44 Abs. 2 wird  aufgehoben; der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

21. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Das Gericht setzt den Vollzug einer zeitigen Freiheitsstrafe 

unter Auferlegung einer Bewährungszeit von einem Jahr bis zu 
drei Jahren mit dem Ziel des Straferlasses aus, wenn unter 
Berücksichtigung der Umstände der Straftat, der Persönlichkeit 
des Verurteilten sowie seiner positiven Entwicklung, insbeson-
dere seiner  Disziplin und seiner Arbeitsleistungen, der Zweck der 

Freiheitsstrafe erreicht ist. 

(2) Zur Erziehung des Verurteilten befähigte und geeignete Perso-
nen können die Bürgschaft für den Verurteilten übernehmen. Sie 
haben das Recht, dem Gericht vorzuschlagen, den Vollzug einer 

erkannten Freiheitsstrafe bedingt auszusetzen und die Verpflich-

tung zu übernehmen, die weitere Erziehung des Verurteilten zu 
gewährleisten. 



(3) Zur Erhöhung der  erzieherischen Wirkung der Strafaussetzung 
 

auf  Bewährung kann das  Gericht f ür  eine bestimmte, die  Bewäh-

rungszeit nicht übersteigende Dauer den Verurteilten verpflich-

ten, 
 

1. den durch die Straftat angerichteten materiellen Schaden  

wiedergutzumachen; 
 

2. sich einer fachärztlichen B ehandlung zu unterziehen, soweit es  

z ur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen notwendig  ist; 
 

3. in bestimmten Abständen d e m  Gericht  über die Erfüllung der  

ihm mit d e r  Strafaussetzung  au f Bewährung auferlegten  Pflich-

ten z u  berichten."  

b) Abs. 4 wird aufgehoben; der  bisherig e  Abs. 5 wird Abs. 4.  

c) Der  bish e r ige Abs. 6 wird Abs. 5 und  erhält folgende Fa s s un g:  

"(5) Die Strafaussetzung a u f  Bewährung k a nn widerrufen werden,  
wenn der  Verurteilte während der  Bewährungszeit  

1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geldstrafe  

verurteilt wird; 
 

2. den Verpflichtungen des Absatzes  3 Ziffer 1 vorsätzlich zuwi-

derhandelt."  

22. §§  46, 47, und 48 werden aufgehoben.  

23. § 49 wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte  "der von d en Werktätigen  

geschaffenen Werte  od e r  ihres persönlichen Eigentums" durch  

die  Wor t e "d e s  Eigentums a nder er "  ersetzt.  

b) In Abs. 3 wird da s  Wort "Mark"  durch  die Worte "Deutsche  M a rk"  

er s et z t.  

24. §§ 50 bi s  52 werden aufgehoben.  

25. § 53 Abs. 4 Satz 1 wird gestrichen.  



26. In § 56 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort "Volkseigentum" durch die 

Worte "Eigentum des Staates" ersetzt. 

27. § 57 wird aufgehoben. 

28. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die staatsbürgerlichen Rechte können dem Verurteilten wegen 

eines Verbrechens gegen die Souveränität der Deutschen Demokrati-

schen Republik, den Frieden, die Menschlichkeit und die Menschen-

rechte, Verbrechens gegen die verfassungsmäßige Ordnung der Deut-

schen Demokratischen Republik oder Mordes aberkannt werden." 

b) In Abs. 3 wird Satz 4 gestrichen. 

29. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Abs. 2 wird Absatz 1 und erhält folgende Fas-

sung: 

"(1) Art und Maß der Strafe sind innerhalb des gesetzlichen 

Strafrahmens unter Berücksichtigung der objektiven und subjekti-

ven Umstände der Tat, wie Art und Weise ihrer Begehung, ihrer 

Folgen, der Art und Schwere der Schuld des Täters, zu bestim-

men. Dabei sind auch die Persönlichkeit des Täters, sein Verhal-

ten vor und nach der Tat und die Ursachen und Bedingungen der 

Tat zu berücksichtigen, soweit diese über die Schwere der Tat und 

die Fähigkeit und Bereitschaft des Täters Aufschluß geben, künf-

tig seiner Verantwortung gegenüber der Gesellschaft nachzu-

kommen. Es ist insbesondere zu prüfen, inwieweit der Täter aus 

bereits erfolgten Bestrafungen richtige Lehren gezogen hat. Bei 

der Festsetzung der Strafe hat das Gericht sowohl die zugunsten 

als auch zuungunsten des Täters vorliegenden Umstände allseitig 

zu würdigen." 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; Abs. 4 wird Abs. 3. 



30. § 69 Abs. 3 wird aufgehoben. Der bisherige  Abs. 4 wird Abs. 3; 

in ihm werden di e  Worte die Vermögenseinziehung (§ 57)" und das 

davorstehende Komma gestrichen.  

31. § 70 wird wie f olgt  geändert:  

a) In Abs. 2 wird de r 3. Kommandostrich aufgehoben.  

b) I n Abs. 3 Satz 1 werden die  Worte  "Kollektive  d e r Werktätigen, 

befähigte" durch  das Wort "Befähigte" e r se t z t. 

c) In Abs. 4 werden die  Wo r t e "das  Ko l l ek tiv ode r " gestrichen  

und da s  Wort ''beantragen'' d ur c h d a s Wort "b ea n t r ag t''  ersetzt.  

32. § 72 erhält folgende  Fa s sung: 

"§ 72 

Verurteilung a u f Bewährung 

Die Verurteilung auf Bewährung k a nn  bei Jugendlichen im Interesse 

 ihre r  persönlichen Entwicklung m i t d e r A u f l a g e verbunden werden, 

d ie  Lehre o d er Berufsausbilung fo rt z u set zen,  an Weiterbildungs-

lehrgängen teilzunehmen oder die Schulbildung abzuschließen." 

33. In § 77 Abs. 2 wird d as  Wort '' s o z iali s t isc h e n''  gestrichen.  

34. Die Präambel z um 1. Kapitel  des Be s ond e r e n  Teils wird  gestri-

chen. 

35. In der Überschrift des § 87 wird d as  Wort "imperialistische"  

durch  d as  Wort "fremde" ersetzt.  

36. § 90 wird  aufgehoben. 

37. In § 92 werden in d e r Überschrift und in  Absatz 1 jeweils das 

Wort "faschistische" du rch d a s Wort "nationalsozialistische" 

e rset z t. 



38. Das 2. Kapitel des Besonderen Teils erhält folgende Fassung: 

2. Kapitel 

Straftaten gegen die verfassungsmäßige Ordnung 

der  Deutschen Demokratischen Republik 

§ 96 

Hochverrat 

(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 

1. die verfassungsmäßige Ordnung der  Deutschen Demokratischen 

Republik zu ändern; 

2. das Staatsgebiet der Deutschen Demokratischen Republik einem 

anderen Staat anzugliedern oder einen Teil des Staatsgebietes 

abzutrennen; 

3. den Präsidenten, die Volkskammer oder den Ministerrat der 

Deutschen Demokratischen Republik zu nötigen, nicht oder ent-

gegen der Verfassung tätig zu werden, 

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf  Jahren bestraft. 

(2) In schweren Fällen kann auf lebenslängliche Freiheitsstrafe 

erkannt werden. 

97 

Landesverrat 

(1) Wer Staatsgeheimnisse an einen Geheimdienst oder eine andere 

Einrichtung einer fremden Macht verrät, für sie beschafft oder 

wer sie der Öffentlichkeit zugänglich macht und dadurch die 

Gefahr eines schweren Nachteils für die Deutsche Demokratische 

Republik herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei 

Jahren bestraft. 

(2) Vorbereitung .und Versuch sind strafbar. 



(3) In  schweren  Fällen kann  auf leben s längli c he Freiheitsstrafe  
erkannt  werden.  

§ 98  

Landesverräterische Agententätigkeit  

(1) W e r z um  Nachteil der Deutschen Demokratischen Republik für  

einen Geheimdienst einer fremden Macht eine geheimdienstliche  
Tätigkeit ausübt, sich  für eine solche Tätigkeit a nw e rb e n läßt  
od e r z ur M i t a rbeit  anbietet, wird  mit Freiheitsstrafe von einem  

Jahr  bi s  z u  acht Jahren bestraft.  

(2) Der Versuch is t  strafbar.  

§ 99  

T e r r or und  Sabotage  

(1) W e r  

1. bewaffnete Anschläge od er Geiselnahmen oder Sprengungen durch-

führt, Brände legt od e r  schwere Zerstörungen oder Havarien  

herbeiführt od e r  andere Gewaltakte  begeht; 
 

2. Einrichtungen  ode r Anlagen  der Landesverteidigung ze rstör t ,  
vernichtet, schwerwiegend  beschädigt,

. 

unbrauchbar macht  od e r  

dem bestimmungsgemäßen Gebrauch e nt z i e ht ; 
 

3. unter Mißbrauch seiner Fun k tion od e r  beruflichen Stellung die  
Post, öffentlichen Zwecken dienende Fernmeldeanlagen, d e m  
ö ffe ntlich e n  Verkehr dienende Unternehmen oder Anlagen, für  
die V e rsorgung  der  B e völk e rung  lebenswichtige Unternehmen oder  

Dienststellen, Anlagen, Einrichtungen  od e r  Gegenstände, die  

der  ö ffe ntlichen  Sicherheit  od e r Ordnung dienen, g a n z  o de r z um  

Teil außer Tätigkeit setzt oder  de n bestimmungsmäßigen Zwecken  

e ntz i eh t ,  

um di e  verfassungsmäßige Ordnung der Deutschen Demokratischen  

Republik anzugreifen, wird mi t Freiheitsstrafe nicht  un t er zwei  
J a hr e n  bestraft.  



(2) Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 

(3) In schweren Fällen kann auf lebenslängliche Freiheitsstrafe 
erkannt werden. 

§ 100 

Schwere Fälle 

Ein schwerer  Fall der in den §§ 96, 97 und 99 genannten Strafta-
ten liegt vor, wenn die Tat 

1. den Frieden, die verfassungsmäßige Ordnung, die Volkswirt-
schaft oder die Verteidigungskraft der Deutschen Demokrati-

schen Republik in hohem Maße gefährdet; 

2. im Verteidigungszustand begangen wird; 

3. den Tod eines Menschen verursacht oder das Leben einer Viel-
zahl von Menschen gefährdet. 

§ 101 

Aufforderung zur Begehung von Straftaten gegen die 

verfassungsmäßige Ordnung 

Wer zur Begehung von Straftaten gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung der Deutschen Demokratischen Republik gemäß §§ 99, 104 
und 105 öffentlich auffordert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren bestraft. 

§ 102 

Verfassungsfeindlicher Zusammenschluß 

(1) Wer einer Partei oder einer anderen politischen Vereinigung, 
die aufgrund ihrer verfassungsfeindlichen Zielstellung durch 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung verboten worden ist, 
weiter angehört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, 
Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 



(2) Wer trotz gerichtlichen Verbotes einen solchen verfassungs-

feindlichen Zusammenschluß organisiert, fördert oder aufrechter-

hält, wi r d mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren 

bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 103 

Verherrlichung des Nationalsozialismus und 

verfassungswidrige Diskriminierung 

(1) Wer 

1. öffentlich nationalsozialistisches Gedankengut vertritt oder 

d e n Militarismus verherrlicht; 

2. gegen nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppen 

hetzt, 

um die verfassungsmäßige Ordnung der Deutschen Demokratischen 

Republik anzugreifen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 

zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

Nötigung führender Repräsentanten 

§ 104 

(1) Wer gegen d e n Präsidenten, d e n Präsidenten d e r Volkskammer 

oder gegen d e n Ministerpräsidenten der Deutschen Demo-

kratischen Republik Gewalt anwendet oder sie mit Gewalt bedroht, 

um sie an der Ausübung ihrer verfassungsmäßigen Tätigkeit zu 

hindern, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf 

Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 



§ 105  

(1) Wer gegen ei n e n führenden Repräsentanten  ein es  ander e n Staa-

tes, e in e r ausländischen od e r e in e r  internationalen  Or g ani sa tion  

während seines Aufenthaltes  in  der Deutschen Demokratischen  

Republik Gewalt anwendet  od e r ihn m it  Gewalt bedroht, um ihn  an  

d e r 	Ausübung seiner Aufgaben und  Befugnisse z u hindern, wird  

mit Freiheitsstrafe  von  einem  Jahr bi s  zu fünf Jahren bestraft.  

(2) Der Versuch  i s t  strafbar.  

§ 106  

Außergewöhnliche Strafmilderung 
 

und A b se h e n von Strafe  

Bei d e n  in diesem Kapitel  gen a nnt e n  Straftaten  k a nn  auf eine  

g er i ng e r e  al s  di e  angedrohte Mindeststrafe erkannt, o d er  es kann  

von Strafe abgesehen werden, wenn sich  der Täter d e n Strafver-

folgungsorganen stellt und  die Straftat offenbart."  

§§ 107 b is 111 werden aufgehoben.  

39. 123 l e t z ter Satz wird gestrichen.  

40. 126 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt:  

"(1) W e r mit Gewalt gegen einen Menschen  od e r  durch Drohung mit  

gegenwärtiger Gefahr  für Leben od e r Gesundheit eine f r e md e  beweg-

liche Sache  e in e m and e r e n in d e r  Absicht  we g nimmt, s i c h  dieselbe  

rechtswidrig zuzueignen oder sich auf die gleiche Weise  de n  

Besitz  von  ihm entwendeter Sachen  zu si c h e rn su c ht, wird  mit  

Freiheitsstrafe  bi s  z u f ün f  J a hren  bestraft."  

41.§ 128 Abs. 1 Ziff. 4 wird wi e f olgt gefaßt:  

"4. eine schwere Vermögensschädigung verursacht worden  ist."  



42. Als § 135 a wird eingefügt: 

"´§ 135 a 

Unberechtigtes Abhören  

(1) Wer entgegen den Festlegungen  in  Gesetzen oder ohne Einwil

-

ligung des betroffenen Bürgers das nicht zu seiner Kenntnis  
bestimmte,  ni c ht öffentlich gesprochene  Wort mi t t e ls  technischer  

Mittel abhört oder aufzeichnet, wird mit Freiheitsstrafe  bi s  zu 
ein e m  Jahr, Verurteilung auf  Bewährung od e r  mit Geldstrafe be-
straft. 

(2) Ebenso  wird bestraft,  we r ei ne  solche Aufzeichnung e n t g ege n 

d e n  Festlegungen in Rechtsvorschriften oder ohne Einwilligung  de s 
betroffenen Bürgers gebraucht  oder einem Dritten zugänglich 
macht. 

(3) Der Versuch ist str af b a r." 

43. In § 136 a  Abs. 2 werden die Worte "dieser Bestimmung und  der  

§§ 161 b, 162, 166, 167, 180 a, 181, 241 a  und 246 a"  durch  di e 

 Worte "dieses Gesetzes'' ersetzt.  

44. Die §§ 137 und  138 erhalten folgende Fassung:  

"§ 137 

Beleidigung  

(1) Eine Beleidigung begeht, w e r die  persönliche Würde eines 
Menschen durch Beschimpfungen, Tätlichkeiten, unsittliche  Belä-

stigungen oder ander e Handlungen grob  mißachtet od e r  das Anden-
ken ein e s  Verstorbenen  gr o b  verletzt.  

(2) Ein e Beleidigung begeht auch,  we r  die Würde eines Menschen  

g rob verlet z t,  indem  er  in  d e r  Öffentlichkeit Volksvertretungen, 

 Staatsorgane, Parteien o der  andere politische Vereinigungen,  
gesellschaftliche Organisationen, Religionsgemeinschaften od e r 
Personengruppen beschimpft, denen  di e ser  angehört. 



§ 138 

Verleumdung 

Eine Verleumdung begeht, wer wider besseres Wissen Unwahrheiten 

oder leichfertig nicht beweisbare Behauptungen vorbringt oder 

verbreitet, die geeignet sind, das gesellschaftliche Ansehen 

eines Menschen herabzusetzen." 

45. § 139 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Wenn die Tat nach Art und Auswirkung sowie der Schuld und 

der Persönlichkeit des Täters eine schwerwiegende Verletzung der 

Rechte des Geschädigten oder der Beziehungen zwischen den Men

-

schen darstellt, wird der Täter mit öffentlichem Tadel, Geld-

strafe, Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Frei-

heitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft." 

b) Abs. 3 wird aufgehoben.  Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3. 

46. Das 5. Kapitel des Besonderen Teils des StGB erhält folgende 

Fassung: 

"5. Kapitel 

Straftaten gegen das Eigentum und die Wirtschaft 

§ 157 

Diebstahl 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht 

wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig zuzueignen wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 



§ 158 

Unterschlagung 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache, die er im Besitz oder 

Gewahrsam hat, sich rechtswidrig zueignet, wird mit Freiheits-

strafe bis zu zwei Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder mit 

Geldstrafe- bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 159 

Betrug 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswid-

rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen 

dadurch beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder 

durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irr-

tum erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 160 

Eigentumsverfehlung 

Wer einen Diebstahl, eine Unterschlagung oder einen Betrug be-
geht, der unter Berücksichtigung aller Umstände der Tat, wie des 
Schadens, der Schuld des Täters und seiner Persönlichkeit gering-
fügig ist, wird wegen einer Verfehlung zur Verantwortung gezogen. 

§ 161 

Strafverfolgung auf Antrag 

Wurde der Diebstahl, die Unterschlagung oder der Betrug gegenüber 
einem Angehörigen begangen, tritt die Verfolgung auf dessen An-
trag ein. 



§ 162  

Mißbrauch d e r Datenverarbeitung  

(1) Wer auf einen Datenverarbeitungsprozeß durch mißbräuchliche  

Verwendung von Daten oder Programmen oder in sonstiger Weise  

einwirkt oder da s Ergebnis eines Datenverarbeitungsprozesses  

beeinflußt und dadurch das  Vermögen eines anderen schädigt, um  

sich oder Dritten rechtswidrig Vermögensvorteile zu verschaffen,  

wird mit Freiheitsstrafe bis  zu zwei Jahren, Verurteilung auf  

Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Der Versuch ist strafbar.  

§ 163  

Untreue  

Wer die  ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsge-
schäft eingeräumte B ef ugn is , über fremdes Vermögen zu verfügen  

oder einen anderen zu verpflichten, mißbraucht oder die  ihm kraft  

Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts oder eines  

Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen  

wahrzunehmen, verletzt und dadurch d e m, dessen Vermögensinteres

-

sen er zu b e treu e n  hat, Nachteil zufügt, wird mit Freiheitsstrafe  

bis  zu zwei Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder m it Geld-
strafe  bestraft.  

§ 164  

Bestrafung von schweren Fällen de s Diebstahls,  
der  Unterschlagung, de s Betrugs, des Mißbrauchs  

de r Datenverarbeitung und d e r Untreue  

(1) Schwere Fälle des Diebstahls, d e r Unterschlagung, des  B e

-

trugs, d es Mißbrauchs der Datenverarbeitung oder d e r Untreue  
werden mit Freiheitsstrafe von  einem Jahr bis  zu zehn Jahren  
bestraft. Einen schweren F a ll  des Diebstahls, d e r Unterschlagung,  
des 'Betrugs, d e s Mißbrauchs der Datenverarbeitung oder d e r  Un-

treue begeht, wer  



1. eine schwere Vermögensschädigung verursacht; 

2. die Tat zusammen mit anderen ausführt, die sich unter Ausnut-

zung ihrer beruflichen Tätigkeit oder zur wiederholten Bege

-

hung von Straftaten gegen das Eigentum zusammengeschlossen 

haben; 

3. wiederholt mit besonders großer Intensität handelt. 

(2) Ist die  Tatbeteiligung nach Absatz 1 Ziff. 	2 von untergeord

-

neter Bedeutung, kann die Bestrafung nach §§ 157 bis 159, 162 und 

163 erfolgen. 

§ 165 

Vorsätzliche Sachbeschädigung 

(1) Wer vorsätzlich und rechtswidrig eine fremde Sache zerstört, 

vernichtet, beschädigt oder unbrauchbar  macht,  wird mit Geldstra-

fe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 

zwei Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten ein. 

§ 166 

Datenveränderung 

(1) Wer rechtswidrig Oaten löscht, unterdrückt, unbrauchbar 

macht oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Oer Versuch ist strafbar. 

(3) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten ein. 



§ 167 

Computersabotage 

(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, 

ein fremdes Unternehmen oder eine Behörde von wesentlicher Be-

deutung ist, dadurch stört, daß er 

1. eine Tat nach  § 166 Absatz 1 begeht oder 

2. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger  zer-

stört, beschädigt, unbrauchbar macht, beseitigt oder verän-

dert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, Verurteilung auf 

Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 168 

Bestrafung von schweren Fällen der Sachbeschädigung 

Schwere Fälle der Sachbeschädigung, der Datenveränderung oder 

der Computersabotage werden mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 

bis zu acht Jahren bestraft. Sachbeschädigung im schweren Fall 

begeht, wer vorsätzlich einen schweren Schaden verursacht. 

§ 169 

Wucher 

(1) Wer die Zwangslage, die Unerfahrenheit, den Mangel an Ur-

teilsvermögen oder die erhebliche Willensschwäche eines anderen 

dadurch ausbeutet, daß er sich oder einem Dritten 

1. für die Vermietung von Räumen zum Wohnen oder damit verbundene 

Nebenleistungen; 

2. für die Gewährung eines Kredits; 



3. für eine sonstige Leistung; 
 

4. für di e Vermittlung einer der vorbezeichneten Leistungen  

Vermögensvorteile ver s pr e ch e n oder gewähren läßt, di e in einem 

 auffälligen Mißverhältnis z u d e r  Leistung  od er deren Vermittlung 
 

st eh e n, wird mit Freiheitsstrafe b is  zu z w e i  Jahren, Verurtei-

lung a u f Bewährung od e r  mit Geldstrafe  bes t r af t. Wirken m e h re r e  

P ers onen a l s  L eis t e nde,  Vermittler  od e r in a nd e r e r Weise mit und  

ergibt sich dadurch ein auffälliges Mißverhältnis zwischen  

sä mtl ic hen Vermögensvorteilen und sämtlichen Gegenleistungen, s o  

gilt Satz 1 für jeden, der  d ie Zwangslage  odor  sonstige Schwäche  

d es  and e ren für sich ode einen Dritten z ur  Erzielung eines  

übermäßigen Vermögensvorteïls a usnut z t.  

(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe v on  
einem  J a hr  bis  z u a c ht  Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt  

vor,  wenn der T ä te r  

l. durch  d ie  Tat d e n and e r e n in wirtschaftliche Not br i n g t,  

2. die Tat gewerbsmäßig begeht, 
 

3. sich durch Wechsel wuch e ris c h e Vermögensvorteile versprechen  

läßt.  

§ 170  

Fälschung  von Geldzeichen  

(1) Wer gültige Geldzeichen (Noten  oder Münzen) der Währung d e r  

Deutschen Demokratischen Republik oder fremder Währungen nach-

macht, um sie als echt z u  verwenden, wird  mit Freiheitsstrafe bis  

z u f ün f  Jahren, Verurteilung a u f Bewährung od e r mit Geldstrafe  

bestraft.  

(2) E be nso wird bestraft,  w e r  

1. echten Geldzeichen durch Verfälschung den Anschein eines höhe-

ren Wertes gibt,  um sie z u di es em W e rt z u verwenden; 
 



2. aus dem Umlauf gezogenen Geldzeichen durch Verfälschung den 

Anschein der Gültigkeit gibt, um sie als noch gültige zu 

verwenden; 

3. nachgemachte oder verfälschte Geldzeichen sich beschafft, 

oder einführt, um sie als echt, höherwertig oder gültig zu 

verwenden. 

(3) In schweren Fällen der Geldzeichenfälschung wird der Täter 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

Ein schwerer Fall liegt vor, wenn eine erhebliche Gefährdung  des 

Geldverkehrs eintritt, insbesondere wenn wegen der Tat bestimmte 

Geldzeichen aus dem Verkehr gezogen werden müssen. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Den Geldzeichen werden Geld- und Kreditkarten, Berechtigungen 

für den Zahlungsverkehr, Postwertzeichen, Freistempelabdrucke und 

internationale Antwortscheine gleichgestellt. 

171 

Bereitstellung von Fälschungsmitteln 

Wer zur Vorbereitung einer Fälschung von Geldzeichen 

1. Papier, das dem zur Herstellung von Geldzeichen der Deutschen 

Demokratischen Republik verwendeten und durch äußere Merkmale 

erkennbar gemachten Papier zum Verwechseln ähnlich sieht, 

2. Stempel, Siegel, Stiche, Platten, andere Instrumente oder sol-

che Materialien, die zur Nachahmung oder Verfälschung von 

Geldzeichen dienlich oder nutzbar sind, 

anfertigt oder sich beschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

zwei Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe 

bestraft. 



§ 172 

Verkürzung von Beiträgen z ur Sozialversicherung, 

Abgaben  ode r a nderen Abführungen an den Staatshaushalt 

(1) Wer vorsätzlich bewirkt, daß 

1. Beiträge zur Sozialversicherung, Abgaben oder andere Abführun

-g

en an  den Staatshaushalt nicht  od e r zu niedrig festgesetzt 

 werden; 

2. Beiträge z ur Sozialversicherung, Abgaben oder andere  Abführun-

gen an den Staatshaushalt, d ie  d er Schuldner z u  berechnen und 

abzuführen h a t,  nicht  oder z u  niedrig erklärt oder  angemeldet 

 werden; 

3. Vorteile bei  d e r  Festsetzung  od e r Erh eb un g  von Beiträgen z ur 

Sozialversicherung, Abgaben oder andere Abführungen an d e n 

Staatshaushalt rechtswidrig gewährt od e r belassen werden, 

wird, wenn e r  einen Schaden  vorsätzlich verursacht,  m i t Geldstra-

fe, Verurteilung  au f Bewährung od er mit Freiheitsstrafe bis  z u 

zwei Jahren bestraft.  

(2) Schwere  Fälle werden mi t Freiheitsstrafe  von  einem  Jahr b is  

zu acht  J a hren  bestraft. Ein schwerer Fall liegt vor,  wenn durch  

eine oder durch wiederholte vorsätzliche Tatbegehung nach Absatz 

 1 ein besonders hoher Schaden verursacht  wurd e . 

(3) Der Versuch ist strafbar.  

(4) Abgaben und a nder e Abführungen an d e n Staatshaushalt im Sinne 

d ie ser Be s t i mmung  sind solche,  die nicht  v o n d e r Abgabenordnung 

erfaßt werden. 



Die §§ 173 bis 176 werden aufgehoben." 

47. Das 6. Kapitel des Besonderen Teils wird aufgehoben. 

48. Das 8. Kapitel des Besonderen Teils 1. und 2. Abschnitt 

erhalten folgende Fassung:  

"1. Abschnitt 

Straftaten gegen die Durchführung von Wahlen 

Wahlbehinderung 

§ 210 

(1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt eine Wahl oder 

eine Volksabstimmung oder die Feststellung ihrer Ergebnisse be-

hindert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, Verurtei-

lung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer durch die Tat eine Wahl oder eine Volksabstimmung oder 

die Feststellung ihrer Ergebnisse verhindert, wird mit Freiheits

-

strafe bis zu drei Jahren bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 210 a 

(1) Wer einen wahlberechtigten Bürger durch Gewalt, Drohung mit 

Gewalt oder einen anderen erheblichen Nachteil oder durch Täu-

schung an der Ausübung seines verfassungsmäßigen Wahlrechts 

oder seines Rechts auf Teilnahme an einer Volksabstimmung behin-

dert, wird mit Freiheitstrafe bis zu zwei Jahren, Verurteilung 
auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Geldstrafe bestraft. 



(2) Eb e n s o wird bestraft,  w e r  einen a nderen 

1. unter Mißbrauch seiner staatlichen Funktion oder gesellschaft-

lichen Stellung;  

2. dur c h A usnut z ung  eines be ru f li c h e n od e r wirtschaftlichen Ab-

hängigheitsverhältnisses 

an  de r  Teilnahme  a n  einer Wahl  oder an einer Volksabstimmung  
behindert.  

(3) De r V e r s u c h is t s tr af b a r. 

§ 211 

Wahl fälsc hun g  

(1) W er als Mitglied einer  Wa hlkommi ss ion od e r  eines  Wohlvorstan-

des unrichtige Wahlniederschriften oder Wahlprotokolle anfertigt 

od er  we r  das  Erg e bni s einer Wahl  oder einer Volksabstimmung  
verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe  b i s  zu dr e i Jahren bestraft.  

(2) E b ens o wird bestraft,  w e r  die  Tat veranlaßt od e r  die  Tat als  

Mitglied  ein e r  Wahlkommission  od e r  eines  Wahlvorstandes duldet.  

(3) Der Versuch nach Absatz 1 i st  strafbar.  

§ 211 a 

Vernichtung  von Wahlunterlagen 

(1) Wer  entgegen wahlrechtlichen Vorschriften, Wahlunterlagen 

vernichtet  o de r  beiseite sc h aff t ,  um e ine Nachprüfung von Wahler-

gebnissen z u  verhindern oder zu erschweren, wird mi t Freiheits-

strafe bis  zu dr e i Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder  mit 

 Ge ldstra f e  bestraft.  

(2)Der Versuch ist s tra f b a r. 



§ 211 b 

Verletzung des Wahlgeheimnisses 

Wer Rechtsvorschriften zum Schutz der Wahrung des Wahlgeheim-

nisses verletzt und sich oder einem anderen Kenntnis davon 

verschafft, wie eine andere Person gewählt hat, wird mit Frei-

heitstrafe bis zu einem Jahr, Verurteilung auf Bewährung oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

2. Abschnitt 

Straftaten gegen die staatliche und öffentliche Ordnung 

§ 212 

Störung friedlicher Versammlungen und Demonstrationen 

(1) Wer die Wahrnahme verfassungsmäßiger Grundrechte der Bürger 

durch Störung friedlicher Versammlungen oder Demonstrationen be-

einträchtigt, indem er sich an Gewalttätigkeiten gegen Menschen 

oder erheblichen Beschädigungen von Sachen oder Einrichtungen 

oder Bedrohungen von Menschen mit Gewalttätigkeiten beteiligt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, Haftstrafe, Verur-

teilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 213 

Behinderung staatlicher oder gesellschaftlicher Tätigkeit 

(1) Wer einen Angehörigen eines staatlichen Organs durch Ge-

waltanwendung oder Bedrohung mit Gewalt oder einem anderen erheb-

lichen Nachteil an der rechtmäßigen Durchführung der ihm über-

tragenen staatlichen Aufgaben zur Aufrechterhaltung von Ordnung 

und Sicherheit hindert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren, Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Geldstra-

fe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer gegen einen Bürger bei der Ausübung 

einer rechtmäßigen staatlichen oder gesellschaftlichen Tätigkeit, 



wegen einer solchen Tätigkeit oder wegen seines Eintretens für  

die öffentliche Ordnung und Sicherheit oder wegen seines Vorge-

hens gegen Rechtsverletzungen Gewalt anwendet oder Gewalt oder 

andere erhebliche Nachteile androht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 214 

Beeinträchtigung verfassungsmäßiger Tätigkeit 

(1) Wer die verfassungsmäßige Tätigkeit von Volksvertretungen, 

deren Organe oder Mitglieder oder von staatlichen Organen durch 

Nötigung (5 129) beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei . Jahren, Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 215 

Rowdytum 

(1) Wer sich an einer Gruppe von Personen beteiligt, die aus 

Mißachtung der öffentlichen Ordnung Gewalttätigkeiten, Drohungen 

oder grobe Belästigungen gegenüber Personen oder böswillige Be-

schädigungen von Sachen oder Einrichtungen begeht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewäh-

rung oder mit Haftstrafe bestraft. 

(2) Ist die Tatbeteiligung von untergeordneter Bedeutung oder ist 

die Tat ohne Beteiligung an einer Gruppe begangen, kann der Täter 

mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, Verurteilung auf Bewäh-

rung, Haftstrafe oder mit Geldstrafe bestraft werden. 

(3) Oer Versuch ist strafbar. 



§ 216  

Schwere  F älle  

(1) In  schweren  Fällen der  Störung f riedlicher Versammlungen  un d 

 Demonstrationen, der  Behinderung staatlicher o d e r gesellschaftli-
cher T ä t i g k ei t , der Beeinträchtigung vorfassungsmäßiger Tätigkeit  
od e r d e s  Rowdytums  wird d e r  Täter  mi t  Freiheitsstrafe  von ein e m  
Jahr bis  z u  acht  J a hren b es tr a ft. E in  schwerer fall lie g t vo r ,  
wenn  

1. durch die  Tat die  öf fe ntl ic h e  O rdnung, od e r de s Zusammenleben  
d e r Bürger durch  V e r b reitung von Unruhe unt e r d e r  Bevölkerung  
i n  besonderem Maße gefährdet wird; 

 

2. die Tat von  mehreren begangen wird, die sich  zur  wiede rholten  
Begehung v o n  Straftaten nach  §§ 212 bi s  215 zusammengeschlos-
sen haben;  

3. die  Tat unter Anwendung  von  Waffen  begangen wird;  
4. d e r  Täter Rädelsführer i s t.  

(2) Der Versuch  i s t s tra f b ar.  

(3) Is t di e Tatbeteiligung  von unt e rg e ordnet e r B e deutung, k ann  
d e r  Täter mit Fre i h e it s str afe bis z u  zwei Jahren  ode r Verurtei-
lung auf  Bewährung, H af t st rafe od er  m i t  Geldstrafe bestraft  wer-

den. 
 

§ 217  

Gesetzwidrige Ansammlung  

(1) Wer s i c h a n e iner  Ansammlung  von  Personen beteiligt,  von  der  

Gewalttätigkeiten  gegenüber Personen oder Sachen  oder Einrichtun-
gen od e r  Drohungen mit Gewalt ausgehen und sie nicht  unverzüglich  

nach Aufforderung durch di e zuständigen staatlichen  Org a n e  ver-

läßt, wird  mit  Fr ei h e it ss tra fe  bi s  zu z wei Jahr e n, V e rurt e ilun g  
a u f  Bewährung, Haftstrafe  od e r  mit  G e ld s tr afe bestraft.  

(2) W e r  eine solche Ansammlung organisiert oder  anführt oder w e r  
di e Tat unt e r A nw e ndung von  Waffen  od e r an de r e n Gegenständen, die  



als Waffen benutzt werden, 	begeht, wird mit Freiheitsstrafe von 

einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. 

(3) Der Versuch nach Absatz 2 ist strafbar. 

§ 218 

Androhung von Gewaltakten 

und Vortäuschung einer Gemeingefahr 

Wer die öffentliche Ordnung durch Androhung von Sprengungen, 

Brandlegungen oder anderen Gewaltakten oder dadurch gefährdet, 
daß er das Vorliegen einer Gemeingefahr vortäuscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren, Verurteilung auf Bewährung, 
Haftstrafe oder mit Geldstrafe bestraft." 

219 wird aufgehoben. 

"§ 220 

Äußerungen nationalsozialistischen, rassistischen, 

militaristischen und revanchistischen Charakters 

Wer in der Öffentlichkeit Äußerungen nationalsozialistischen, 

rassistischen, militaristischen oder revanchistischen Charakters 
kundtut oder Symbole, Gegenstände, Schriftstücke oder Aufzeich-
nungen dieses Charakters verwendet, verbreitet oder anbringt oder 

zu diesem Zwecke herstellt oder einführt, wird mit Freiheitsstra-
fe bis zu zwei Jahren, Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 221 

Angriff auf völkerrechtlich geschützte Personen 

(1) Wer eine völkerrechtlich geschützte Person entführt, körper-

lich mißhandelt oder rechtswidrig ihrer persönlichen Freiheit 
beraubt oder sie mit solchen Handlungen bedroht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder 
mit Geldstrafe bestraft. 



(2) Eb e n s o wird bestraft, wer a uf  die Diensträume, die Privatwoh-
nung oder die B e förderung smittel ein e r  völkerrechtlich geschütz-
ten Person einen gewaltsamen Angriff begeht oder m i t e inem sol-

chen Angriff droht, der geeignet  i s t, d as  Leben, die  Gesundheit  
od e r di e persönliche Freiheit  di ese r Person z u gefährden.  

(3) Oer Versuch is t s trafbar. In d e n F älle n d e r Entführung einer  
völkerrechtlich geschützten Person ist di e  Vorber e itung  strafbar.  

§ 222  

Mißachtung staatlicher Symbole  

Wer  in d e r Öffentli c h ke it di e Staatsflagge od e r  andere Staats

-

symbole d e r  Deutschen  Demokrotischen Republik oder Staatssymbole  

anderer Staaten  bö s will i g ze r s tört, beschädigt oder in  a nd e r e r  
Weise verächtlich mach t , wird mit Verurteilung a u f  Bewährung,  

Ha f t s tra fe ,  Geldstrafe oder mit öffe ntl ic h e m  Tadel bestraft."  

§ 223 wird aufgehoben.  

''§ 224  

Anmaßung staatlicher Befugnisse  

(1) Wer sich  eine staatliche Befugnis anmaßt und dadurch die  

ordnungsgemäße Tätigkeit staatlicher Organe  od e r  die Rechte der  

Bürger beeinträchtigt, wird mit Fr e iheit ss tra fe  bi s  z u z w e i Jah-

ren, Verurteilung  au f  Bewährung od e r  mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Ebenso wird bestraft,  w e r unbefugt eine  Uniform eines Staats-

organs od e r  einer staatlichen Einrichtung trägt und dadurch die  

ordnungsgemäße Tätigkeit staatlicher  Org a n e oder Einrichtungen  

oder  di e Rechte  der Bürger beeinträchtigt."  

49. § 225 wird wie folgt geändert:  

a)  Abs. 1 Z i ffe rn 2 und 5 erhalten  folg e nd e Fassung:  

"2. einer Straftat  geg e n  die verfassungsmäßige Or d nun g der Deut-

schen Demokratischen Republik (§§ 96 bis  105); 
 



5. eines Verbrechens gegen die allgemeine Sicherheit oder gegen 

die staatliche Ordnung (§§ 185, 186, 190, 198)" 

b) In Abs. 1 Ziff. 6 werden die Worte "Vergehens oder" und in 

Ziff, 8 die Worte "oder Vergehen" gestrichen. 

c) Abs. 3 wird  aufgehoben;  der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 

und erhält folgende Fassung: 

"(3) Oie Anzeige ist bei den Untersuchungsorganen oder bei einem 

Staatsanwalt der Deutschen  Demokratischen  Republik zu erstatten. 

Die Anzeige kann erforderlichenfalls auch bei einem anderen 

staatlichen Organ erstattet werden." 

50. § 238 wird aufgehoben. Als  § 238 wird eingefügt: 

"§ 238 

Beeinträchtigung richterlicher Unabhängigkeit 

(1) Wes auf einen Richter, einen Schöffen oder ein Mitglied eines 

gesellschaftlichen Gerichtes Einfluß nimmt, um sie zu einer ihre 

Rechtspflichten verletzenden gerichtlichen Entscheidung zu veran-

lassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, Verurteilung 

auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen Richter, einen Schöffen oder 

ein Mitglied eines gesellschaftlichen Gerichtes wegen einer von 

ihm getroffenen gerichtlichen Entscheidung beleidigt, verleumdet 

oder bedroht. 

(3) Wer die Tat nach Absatz 1 unter Mißbrauch seiner staatlichen 

Befugnisse, unter Anwendung von Gewalt oder Androhung von Gewalt 

oder eines anderen erheblichen Nachteils begeht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. 

(4) Der  Versuch nach den Absätzen 1 und 3 ist strafbar." 

51. Im 4. Abschnitt des 8. Kapitels des Besonderen Teils werden 

die §§ 244 a bis 244 c eingefügt: 



"§ 244 a 

Amtsmißbrauch 

(1) Wer seine staatlichen oder gesellschaftlichen Befugnisse oder 
seine Stellung oder Tätigkeit mißbraucht und zum Nachteil des 

Gemeinwohls sich oder andere erheblich bereichert oder sich oder 

anderen sonstige erhebliche Vorteile verschafft, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren, Verurteilung auf Bewährung oder 

mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Schwere Fälle des Amtsmißbrauchs werden mit Freiheitsstrafe 
von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. Einen schweren Fall begeht, 

wer das Gemeinwohl in besonders hohem Maße schädigt oder sich 
oder anderen Vorteile in besonders hohem Umfang verschafft. 

(3) Oer Versuch ist strafbar. 

244 b 

Straftaten in Ausübung staatlicher Tätigkeit 

(1) Wer in  Ausübung staatlicher Tätigkeit eine Körperverletzung 

 (§ 115), eine Nötigung (§ 129), eine Bedrohung (§ 130), eine 
Freiheitsberaubung (§ 131), einen Hausfriedensbruch (§ 134), eine 
Verletzung des Briefgeheimnisses (§ 135), ein unberechtigtes 

Abhören (§ 135 a), eine Verletzung der Rechte an  pe r sönlichen  
Daten (§ 136 a), eine Beleidigung (§ 137), eine Verleumdung (§ 
138) oder eine Vernichtung  von Urkunden oder beweiserheblichen 

Daten (§§ 241, 241 a) begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren, mi •  Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

244 c 

Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt 

1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 



a) in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen 

Verfahren in Steuersachen, 

b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in 

einem Ordnungsstrafverfahren wegen einer Steuerordnungswid-

rigkeit, 

c) aus anderem Anlaß durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder 

durch die gesetzlich vorgeschriebene Vorlage eines Steuer-

bescheids oder einer Bescheinigung über die bei der Be-

steuerung getroffenen Feststellungen 

bekanntgeworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als 

Amtsträger in einem der in  Ziff.. 1 genannten Verfahren be-

kanntgeworden ist, 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren, Verurteilung auf Bewährung.oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des 

Verletzten  verfolgt."  

52. § 245 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Wer entgegen einer ihm durch Gesetz, Vertrag oder durch 

Festlegung der Leiter von Staatsorganen, Betrieben, Genossen-

schaften oder Einrichtungen auferlegten Pflicht geheimzuhaltende 

Informationen offenbart oder in anderer Weise für Unbefugte zu-

gänglich macht, wird mit  Freiheitsstrafe  bis zu zwei Jahren,  

Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft." 

53. § 246 erhält folgende Fassung: 

"§ 246 

Wer fahrlässig als Geheimnisträger Staatsgeheimnisse oder entge

-

gen .  einer ihm durch Gesetz, Vertrag oder durch Festlegungen der 



Leiter von Staatsorganen, Betrieben, G e nossenscha f ten oder Ein-

richtungen auferlegten Pflicht andere geheimzuhaltende Informa

-

tionen offenbart,  in  anderer Weise  Unbefugten zugänglich macht  

oder a bhand e n kommen läßt und dadurch staatliche oder wirtschaft-

liche I nter esse n od er die Sicherheit der Deutschen  De mokr a ti sc h e n 

Republik erheblich  gefährdet, wird m i t  Freiheitsstrafe  b i s  zu 

zwei Jahren,  Veru r t e ilung a u f Bewährung, oder  mi t Geldstrafe  

bestraft."  

54. In § 248 werden die  Wort e "oder wirtschaftsleitender" gestri

-

chen. 

55. §§ 249 und 252 werden a u f g e hob e n. 

56. § 253 wird w i e f olgt geändert: 

a) Abs. 1 wird au f g e hob e n. 

b) Abs. 2 wird Abs. 1, d a s Wort "sozi alistisc h e n''  wird  gestri

-

chen. 

c) Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

57. § 254 Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:  

"(1) W e r se in e  Trup pe  od e r  einen a nd e ren für ihn bestimmten  

Aufenthaltsort verläßt od e r  ihnen fe rnbl e ibt, um sich dem Wehr-

dienst z u  entziehen, wird  mit Freiheitsstrafe  bi s  zu dr e i Jahren 

oder mit Verurteilung au f  Bewährung bestraft. 

(2) In  sc hw e ren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe  von 

e in e m J a hr bi s  zu f ün f Jahren bestraft.  

Ein schwerer Fall liegt vor,  wenn die Tat unter Anwendung oder 

Androhung  de r A nw e ndun g  von  Waffen begangen wird od e r  der  Tä t er  

Gewalt gegen andere  Personen anwendet.  

(3) Der Versuch ist strafbar, im Falle .des Absatzes  2 auch  die 

 Vorber e i tun g . "  



58. § 268 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Wer seine Dienstbefugnisse oder als Vorgesetzter seine 

Dienststellung mißbraucht und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig 

schwere Folgen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren, Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit Haft-

strafe bestraft." 

59. In den §§ 255 Abs. 1; 256 Abs. 1; 257 Abs. 1; 259 Abs. 1; 261 

Abs. 	1; 262 Abs. 1; 263 Abs. 1; 264 Abs. 1; 265 Abs. 1; 266 Abs. 

1; 267 Abs. 1; 269 Abs. 1; 270 Abs. 1; 271; 273 Abs. 1 und 

4; 274 Abs. 1; 275 Abs. 1 wird "Strafarrest" gestrichen und durch 

das Wort "Haftstrafe" ersetzt. 



Anlege  2 

zu vorstehendem Gesetz: 

Oie  Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 4 Abs. 2 wird aufgehoben und Abs. 3 wird Abs. 2. 

2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Beschuldigte und der Angeklagte haben das Recht, an der 

allseitigen und unvoreingenommenen Feststellung der Wahrheit 

mitzuwirken. Sie haben auch das Recht, die Aussage zu der gegen 

sie erhobenen Beschuldigung zu verweigern. Sie können Beweisan-

träge stellen; ihnen darf jedoch nicht die Beweisführungspflicht 

auferlegt werden." 

3.Die §§18 bis  '20 werden aufgehoben. 

4. § 24 Abs. 2 wird aufgehoben, der bisherige  Abs. 1 wird § 24. 

5. § 29 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Ministerpräsident, der Präsident des Ober

-

sten Gerichts und der Generalstaatsanwalt  bedürfen  der Aussage

-

genehmigung des Präsidenten der Deutschen Demokratischen  Repu

-blik.'' 

6. Die §§ 36 und 37 werden aufgehoben. 

6. § 47 erhält folgende Fassung: 

"§ 47 
Vernehmung von Beschuldigten und Angeklagten 

(1) Oer Beschuldigte und der Angeklagte sind zu der gegen sie 

erhobenen Beschuldigung zu vernehmen. 

(2) Zu Beginn der Vernehmung sind der Beschuldigte und der Ange-

klagte über ihre Verteidigungsrechte zu belehren. 



(3) Bei der Vernehmung  zur Sache  i s t  dem Beschuldigten und d e m 
Angeklagten Gelegenheit zu geben, si c h z u s ammenhängend z u d e r 
gegen ihn erhobenen Beschuldigung  zu äußern. 

(4) Die vom Beschuldigten und vom Angeklagten gestellten Beweis-
anträge und sonstigen Anträge, alle entlastenden  sowie weiteren 
Aussagen, die in  einem inhaltlichen Bezug zu den i m Strafverfah-
ren festzustellenden Tatsachen  ste hen, sind v o m  Gericht, vom 
Staatsanwalt und vom Untersuchungsorgan z u protokollieren. 

(5) Aussagen  d es Beschuldigten s ind  auch  dess en Erklärungen bei  
einer Befragung als Verdächtiger (§  95 Absatz  2), soweit er  diese 

 Erklärungen ausdrücklich z um  Gegenstand  seiner Aussagen  b e i d e r 
Beschuldigtenvernehmung gemacht hat."  

8. Di e  §§ 53 bis 56 werden aufgehoben.  

9. In 	57 Abs. 1 wird Satz 1 gestrichen; Satz 2 wird Satz 1 
und  erhält folgende Fassung:  

"Zur Er z i e hung  des Täters befähigte und  geeignete Bürger k ö nnen 
di e  Bürgschaft für i hn übernehmen." 

10. 61 erhält f olg e nd e  F a ssung: 

''§ 61 

Re c ht au f  Ve r te i digung 

(1) Das Recht  a u f Verteidigung  umfaßt das Recht  des  Beschuldigten 
 ode r d es  A n ge kla g t e n, 

- die Beschuldigung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht 
 kennenzulernen; 

- über Beweismittel und deren Inhalt  unt e rricht e t z u werden; 
- zusammenhängend z u r erhobenen Beschuldigung Stellung zu nehmen  

und  alles  vor z ub ri ng e n, was die erhobene Beschuldigung  ausräu-
men od e r  seine strafrechtliche Verantwortlichkeit mindern  ka nn; 



- d ie Aussage zu der gegen s i e erhobenen Beschuldigung zu verwei-

gern; 

- sich selbst zu verteidigen und  in  jeder  Lage des Verfahrens die  

Hilfe  eines Verteidigers  in  Anspruch z u  nehmen;  

- Beweisanträge und andere Anträge zur Durchführung des Verfah-

rens z u st ell en; 

- Rechtsmittel einzulegen.  

(2) Das Gericht, der Staatsanwalt und da s Untersuchungsorgan 

haben  da s Recht auf  Ve r t e idi g ung w ä hrend d es gesamten Strafver-

fahrens z u gewährleisten. Sie haben den Beschuldigten  ode r  den 

Angeklagten über seine Verteidigungsrechte im jeweiligen Verfah-

rensstadium nachweisbar z u bel eh re n." 

11. In § 69 Abs. 2 werden anstelle der  Wor te  "gemäß § 19'' die  

Wort e "zu  der e n  Beseitigung" eingefügt. 

12. I n § 88 Abs. 2 wird die Ziff. 2 aufgehoben; die  bisherige 

 Ziff. 3 wird Ziff. 2. A l s neue  Ziff. 3 wird  eingefügt: 

"3. die  Steuerfahndung d e r Finan z behörde". 

13. In § 92 wird Ziff. 4 aufgehoben,  di e  Ziffern 5 bis 8 werden 

Ziffe rn 4 bis 7. 

14. In § 96 wird als neuer  Abs. 2 eingefügt: 

"(2) Von der  Einleitung e ine s Ermittlungsverfahrens i s t abzuse-

hen, wenn bei Selbstanzeige au f  der  Grundlage eines  Gese t zes  

Straffreiheit z u gewähren ist."  

Der bisherige  Abs. 2 wird Abs. 3. 

15. § 102 wird a u f gehob e n. 

16. § 108 Abs. 1 erhäl t folgende Fassung:  

"(1) Die Beschlagnahme ist zulässig zur Sicherung  von Gegenstän-

den und Aufzeichnungen, die für die  Unt e r s u c hung als Beweismit-

tel von  Bedeutung sein  k önn e n od e r  nach  den Strafgesetzen einge-

zogen werden können."  



17. § 116 wird aufgehoben.  

18. In § 117  .Abs. 2 werden die Worte "und beschlagnahmtem Ver

-

mögen" gestrichen.  

19 In § 119 Abs. 1 Ziff. 3 werden di e  Wor te "des  Vermögens  
o der" gestrichen; Abs. 3 wird aufgehoben und Abs. 4 wird Abs. 3.  

20. I n § 122 Abs. 1 Ziff. 4 werden die Wort e "oder als Militär-
straftat mit  Strafarrest" g estr ich e n.  

21. In § 144 wird Abs. 3 aufgehoben.  

22.§ 157 Ziffer n 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

 ''4. w e r  in  de r Sache als Staatsanwalt, als Mitarbeiter e in es  

Untersuchungsorgans, als Rechtsanwalt  d es Geschädigten o d e r  
als Verteidiger  tätig g e we s en  ist, 

 

5. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverständiger vernommen  

i s t."  

23. In § 187 Abs. 3 werden die Worte "102 Absatz 3". d a s davor

-s

tehende Komm a sowie da s Paragraphenzeichen vor "69" gestrichen.  

24. In § 192 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen.  

25. § 197 wird aufgehoben.  

26. § 201 erhält folgende  Fassung:  

"§ 201  

Termin der Hauptverhandlung 
 

Die Hauptverhandlung ist spätestens vier Wo c hen und b e i jugendli-
chen Angeklagten  inne rh a lb von dr e i  Wochen nach  Eingan g der  
Anklageschrift bei Gericht durchzuführen. Kann di e Frist wegen  
besonderer Hinderungsgründe nicht eingehalten werden, s ind di ese  

vom Vorsitzenden in den Akten  z u  vermerken."  



27. In § 202 Abs. 1 werden anstelle der  Worte "Sachverständiger 

oder Kollektivvertreter" die Worte  "oder Sachverständiger" einge-

fügt. 

28. § 207 wird aufgehoben.  

29. In § 208 werden die  Wort e "Vertretern der Kollektive" und da s 

 davorstehende Komma gestrichen.  

30.§ 209 wird aufgehoben.  

31. In  § 210 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

"Von d e m T e rm i n s ind d e r  Staatsanwalt,  der  nicht inhaftierte  

Angeklagte und de r V e rt e idig e r z u  benachrichtigen."  

32. In § 215 wird Satz 2 gestrichen.  

33. In  § 217 wird Abs. 3 aufgehoben;  de r  bisherige  Abs. 4 wird 

Abs. 3. 

34. In  §  221 Abs. 2 werden di e  Wor te "d e s gesellschaftlichen 

Anklägers,  d es gesellschaftlichen  Verteidigers" und das  davorste-

hende K o mm a  und Satz 3 gestrichen.  

35.§ 227 wird aufgehoben.  

36. In § 229 Abs. 1 werden die  Wor te "die Vertreter  von Kollek
-tiven" und da s davorstehende Komma gestrichen.  

In Abs. 2 werden die Worte  "d e m  gesellschaftlichen Ankläger, dem 

 gesellschaftlichen Vert eidiger''  und das davorstehende Komma ge

-

strichen. 

37. In § 230 werden di e  Worte "Vertreter des Kollektivs" und da s 

 davorstehende Komma gestrichen. 



38. In § 236 Abs. 2 wird nach dem Wort "Angeklagten"  anstelle des 

Kommas das Wort "od e r" eingefügt; die  Wört e r "des gesellschaftli-

chen Ankl ä g e r s  od e r d es gesellschaftlichen  V e rteidiger s " und d a s 

davorstehende Komma werden gestrichen. 

39. In § 238 Abs. 1 werden di e  Worte "der  gesellschaftliche  

Ankläger, der gesellschaftliche  Verteidiger'' und in Abs. 2 di e 

 Worte "oder ein gesellschaftlicher  Verteidi ger'' gestrichen;  
Abs. 4 wird  aufgehoben. 

40. In § 242 Abs. 3 wird nach dem Wort "Angeklagten" anstelle  

des Kommas  da s  Wort "und" eingefügt; die Worte  "gesellschaftli-

chen An klä g e r und  des gesellschaftlichen V e rteidig e r s'' und d as 

 davorstehende Komma  werden gestrichen.  

41. In § 245 Abs. 2 werden die Wort e  "de s gesellschaftlichen 

 Anklägers, des gesellschaftlichen Verteidigers" und das davor

-

stehende Komma gestrichen.  

42. In 	§ 253 Abs. 1 Ziff. 2 werden die Worte "des gesellschaftli

-

chen Anklägers, d e s  gesellschaftlichen Verteidigers" gestrichen. 

 In Abs. 3 werden d i e  Wo r t e  "V e rtr e t e r d es  Kollektivs " und  das 

 davorstehende Komma gestrichen.  

43. § 256 wird aufgehoben.  

44. In § 258 Abs. 1 werden die  Wort e  "öffentliche Bekanntmachung 

 de r  Verurteilung,  Aufenthaltsbeschränkung" und da s davorstehende 

Komma gestrichen; in  Abs. 2 werden di e Worte "öffentliche Be-

kanntmachung d e r  Verurteilung" und das davorstehende Komma  ge-

strichen. 

45. § 296 wird auf ge hoben . 

 46. § 338 wird aufgehoben.  



47. § 339 erhält folgende  Fa ss ung: 

''§ 339 

Zuständige Organe  

(1) Für d ie Verwirklichung  de r Maßnahmen der  strafrechtlichen  

Verantwortlichkeit sind  zuständig: 

1. da s Gericht  bei V er u r teilung  auf  Bewährung einschließlich 

der  dem Verurteilten auferlegten Verpflichtungen, soweit 

hierfür nicht andere Organe zuständig sind,  Auferlegung  be

-

sonderer Pflichten  gegenüber Jugendlichen außer gemeinnützi-

ger Freizeitarbeit, Geldstrafe und öffentlichem Tadel;  

2. d i e Organ e  des Ministeriums des Innern  b e i Frei h e it ss tr afe,  
Haftstrafe, Jugendhaft, Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte,  
Ausweisung und Einziehung  von Gege n s t ä nd e n; 

3. d e r  Landrat bei Tätigkeitsverbot und  gemeinnütziger Freizeit-

arbeit; 

4. das für d i e  Erteilung einer E rl a ubn i s zuständige Organ b e i 

E n t z ug di ese r E rlaubn is . 

(2) Bei  de r  Verwirklichung einer Maßnahme strafrechtlicher Ver-

antwortlichkeit gegenüber einem Jugendlichen  i s t mit den  Organen 

 der  Jugendhilfe zusammenzuarbeiten.  

(3) Die Einzelheiten des  Voll z uge s der Strafen mit Freiheitsent-

zug reg e lt d a s Strafvollzugsgesetz; die Einzelheiten der Ver-

wirklichung d e r a nderen Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort-

lichkeit reg e ln  besondere Durchführungsbestimmungen." 

48. In § 342 Abs. 1 werden die Wort e: "gesellschaftlichen Beauf

-

tragten und a nder e r Bürger sowie im Zusammenwirken mit d e n Lei

-

tern d er Betriebe, staatlichen Organe  und Einrichtungen,  den 



Vorständen der  Genossenschaften  und Leitungen der gesellschaftli-

chen Organisationen sowie den Kollektiven" und das davorstehende 

Komma gestrichen. 

Abs. 3 wird aufgehoben. 

Die Absätze 4 bis 7 werden Absätze 3 bis 6; 	im neuen Abs. 5 

erhält Satz 2 folgende Fassung: "Der Staatsanwalt kann einen 

entspechenden Antrag stellen." 

49. § 343 wird aufgehoben. 

50. § 344 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 	"Der Staatsan

-

walt kann einen entsprechenden Antrag stellen." 

Satz 4 wird gestrichen. 

51. In § 345 Abs. 1 werden die Worte "gesellschaftlichen Beauf-

tragten und anderer Bürger" und das davorstehende Komma gestri-

chen; in Abs. 2 werden die Worte "insbesondere  des Kollektivs- 

oder des Bürgen" und das davorstehende Komma gestrichen. 

152. § 347 erhält folgende Fassung: 

"§ 347 

Tätigkeitsverbot 

Das Gericht entscheidet bei Verkürzung der Dauer des Tätig-

keitsverbotes sowie bei Verkürzung oder Aufhebung  des Fahrer-

laubnisentzuges gemäß § 53 Absatz 6 und § 54 Absatz 3 des 

Strafgesetzbuches durch Beschluß. Der Staatsanwalt und die örtli-

chen Organe der Staatsmacht können einen entsprechenden Antrag 

stellen." 

53. In § 349 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen; Abs. 7 erhält 

folgende Fassung: 



"(7) Zur Erziehung  de s Verurteilten  befähigte und geeignete 

Bürger können dem Gericht  vor s chl a gen, daß si e  di e  Bürgschaft 

für  die weitere Erziehung des Verurteilten übernehmen, wenn 

unter Berücksichtigung der Umstände d e r Straftat  der  Persön-

lichkeit des  Verur te il te n  sowie seiner positiven Entwicklung im 

Strafvollzug zu erwarten ist, daß der Zweck der Freiheitsstrafe  

ohne ihren weiteren Vollzug mit ihrer Hilfe erreicht wird. Mit 

d e r  Gewährung  der Strafaussetzung a u f  Bewährung i s t  die  Bürg-

schaft durch Beschluß zu bestätigen." 

54.§ 350 Abs. 1 wird a ufg e hoben ;  der bish e rig e  Abs. 2 wird Abs. 

1 und erhält folgende Fassung:  

"(1) Das Gericht hat unter unmittelbarer Mitwirkung der Schöffen 

 di e  Verwirklichung  d e r  Strafaussetzung auf Bewährung in  dem z u r 

 Gewährleistung der Erziehung und  Bewährung de s Verurteilten not-

wendigen Umf a ng z u  kontrollieren. Hierzu is t d as Gericht  im 

R a hm e n seiner Zuständigkeit i nsb es ond e r e verpflichtet,  wenn dem 

Verurteilten z ur Erhöhung d e r  erzieherischen  Wirkung d e r Straf-

aussetzung auf  Bewährung gemäß 45 Absatz  3 d es Strafgesetzbu-

ches bestimmte Pflichten auferlegt  wu r den." 

Der bisherige  Abs. 	3 wird Abs. 2 und  Satz 2 erhält folgende  

Fa ss ung: "De r  Staatsanwalt kann e in e n entsprechenden A ntra g stel-

len." 

D er bisherige  Abs. 4 wird Abs. 3 und in i h m sind a n s t e ll e  d e r 

Wo rt e ""§ 342 Absätze 2, 4, 5 und  7" die Wor te  "§ 342 Absätze 2 

bis 4 und  6" z u  setzen.  

55. In § 350 a  Abs. 1 i st  anstelle  von "§ 45 Absatz  5" "§45 

Absatz 4" und in Abs. 2 anstelle  von "§ 45 Absatz 6 " "§ 45 

Absatz 5" z u setzen. 

Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Der Staatsanwalt ka nn ein e n  entsprechenden  Antrag stellen." 

 Satz 5 wird gestrichen.  

56. § 353 wird a u f gehoben. 



57. In  § 359 Abs. 2 werden die Worte "und zur Wiedereingliederung 

Norbestrafter" gestrichen. 

58. § 360 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Der Vollzug von Haftstrafe und Jugendhaft verjährt in einem 

Jahr." 

Abs. 4 wird aufgehoben; die Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 

und 5. 

59. In  § 362 Abs. 3 werden die Worte "Vertretern der Kollektive" 

und das davorstehende Komma gestrichen. 



Anlage 3 

zu vorstehendem Gesetz: 

Das Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten wird wie folgt 

geändert und ergänzt: 

1. § 5 erhält folgende Fassung: 

"§ 5  

Höhe der Ordnungsstrafe 

(1) Die  Ordnungsstrafe  beträgt mindestens 10,- Deutsche Mark und, 

wenn die Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt, höchstens 

1.000,- Deutsche Mark. 

(2) Droht die Rechtsvorschrift für vorsätzliches oder fahrlässi-

ges Handeln Ordnungsstrafen an, ohne im Höchstmaß zu unterschei-

den, so kann fahrlässiges Handeln im Höchstmaß nur mit der Hälfte 

des angedrohten Höchstbetrages der Ordnungsstrafe geahndet wer-

den. 

(3) Für geringfügige Ordnungswidrigkeiten kann eine Verwarnung 

mit Ordnungsgeld von 5,- bis 75,- Deutsche Mark vorgesehen wer-

den." 

2. Als  § 9 a wird eingefügt: 

"§ 9 a 

Ordnungsstrafmaßnahmen gegen juristische Personen 

oder Personenvereinigungen 

Kann wegen der Ordnungswidrigkeit aus tatsächlichen Gründen keine 

bestimmte Person verfolgt oder eine Ordnungsstrafmaßnahme gegen 

eine bestimmte Person nicht festgesetzt werden, so kann gegen die 

juristische Person oder die Personenvereinigung eine Ordnungs-

strafmaßnahme selbständig festgesetzt werden, wenn 

1. Pflichten, welche die juristische Person oder die Personenver-

einigung treffen, verletzt worden sind, 

2: die juristische Person oder die Personenvereinigung bereichert 

worden ist oder werden sollte." 



3. § 18 erh ä l t folgende  Fassung: 

"§ 18 

Verj ä hrung 

(1) Die  Verfolgung  von  Ordnungswidrigkeiten  v e rj ä hrt, wenn die  

Rechtsvorschrift  ni c ht s anderes bestimmt,  

1. in drei Jahren bei Ordnungswidrigkeiten, die mit einer Ord-

nungsstrafe im Höchstmaß von m e hr  als 30.000,- Deutsche Mark 

 be droht  sind,  

2. in zwei Jahren bei Ordnungswidrigkeiten,  d ie  mit  Ordnungsstra-

fen im Höchstmaß von mehr als  3.000,- bi s  z u 30.000,- Deutsche 

Mark bedroht sind,  

3. in  e in e m J a hr  bei Ordnungswidrigkeiten,  d i e  mit einer  Ord

-

nungsstrafe im Höchstmaß von m e hr a ls 1.000,- bis zu 3.000,- 

Deutsche M a rk be droht si nd, 

4. in  sechs Monaten bei den  übrigen Ordnungswidrigkeiten.  

(2) Die Verjährung beginnt, s obald die H a ndlun g beendet i st. 

 Tritt ein zum T atbes t a n d  g e hö re nd e r Erfolg e rst  später  ein, s o 

beginnt di e Verjährung mit d i e s em Zeitpun k t.'' 

4. Das 5. Kapitel  (§§  40 bis  42) wird aufgehoben.  



Anlage 4 

zu vorstehendem Gesetz: 

Das  Strafregistergesetz wird wie  folgt  geändert und ergänzt: 

1. In § 9 Abs. 1 werden die Worte "Absatz 1" gestrichen; in Abs. 

2 werden in Ziff. 4 anstelle der Worte "§ 45 Absätze 3 und 4 

StGB" die Worte "§ 45 Absatz 3 StGB"; in Ziff. 5 anstelle der 

Worte "§ 45 Absätze 5 und 6 StGB" die Worte "§ 45 Absätze 4 

und 5 StGB" und in Ziff. 6 anstelle der Worte "Absatz 3  StPO"  

die Worte "Absatz 2  StPO"  eingefügt. 

2. In § 10 Ziff. 2 werden anstelle der Worte "§ 72 Absatz 1 StGB" 

die Worte "§ 72 StGB" eingefügt. 

3. § 11 wird aufgehoben. 

4. Im § 12 werden anstelle der Worte "§§ 49 bis 59 StGB" die 

Worte "§§ 49, 53 bis 56, 58 und 59 StGB" eingefügt. 

5. § 13 erhält folgende Fassung: 

"§ 13 

Ausweisung 

Oie Ausweisung gemäß § 59 StGB ist einzutragen." .  

6. Im § 25 Abs. 2 wird der letzte Satz gestrichen und dafür 

folgender Satz  eingefügt:  

"Über getilgte Eintragungen darf keine Auskunft erteilt wer-

den." 



Anlage 5 

Das Strafvollzugsgesetz wird wie  folgt  geändert: 

1. § 17 wird aufgehoben. 

2. § 58 Absatz 3 wird aufgehoben. 



Anlage 6 

zu vorstehendem Gesetz: 

Das Paßgesetz wird wie folgt geändert und ergänzt: 

"§ 6 a 

Widerrechtliches Passieren der Staatsgrenze 

(1) Wer als Bürger der DDR aus dem Gebiet der  DDR ausreist, 

obwohl ihm auf gesetzlicher Grundlage ein Reisepaß versagt wurde 

oder zeitweilig entzogen ist, wird mit Verurteilung auf Bewäh-
rung, Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
bestraft. 

(2) Wer in das Staatsgebiet der  DDR einreist und keine für die 
Ein- oder Durchreise gültigen Dokumente besitzt, wird mit  Geld-

strafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft. 

(3) Der Versuch nach Absatz 1 ist strafbar." 


